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Di e lãndlicheren Gebiete des Baselbiets- h i er das Diegtertal- sin d aufgrund von Standortnachteilen oft finanzschwach un d auf Unterstützung angewiesen. BZ-ARCHIV/KEN 

Alle nicl,en ab, einer explodiert 
Finanzausgleich Kompromiss wird gelobt- nur Peter Riebli si eh t ldeine Gemeinden bedroht 

VON MICHAEL NITlNAUS 

Diese Geschichte ist eigentlich schnell er­
zãhlt: Der Landrat schloss gestem die erste 
Lesung des Gegenvorschlags zur Gemein­
deinitiative über den Finanzausgleich ohne 
Ãnderungsantrãge ab. In zwei Wochen 
wird er dem Gegenvorschlag in zweiter Le­
sung ohne Zweifel zustimmen - wahr­
scheinlich sogar mit einem Vierfiinftel­
mehr. Die Gemeindeinitiative, mit der die 
Gebergemeinden die Abschaffung der Zu­
satzbeitrãge an die 36 finanzschwãchsten 
Gemeinden von total 4,4 Millionen Fran­
ken fordem, wird zurückgezogen werden 
und der Gegenvorschlag - ohne Volksab­
stimmung - per l.Januar 2016 in Kraft 
treten. 

Dass die Debatte trotz dieser ldaren Ver­
hãltnisse einmal mehr aufzeigte, wie emo­
tional das Thema Finanzausgleich sein 
kann, lag an einem Mann: Peter Riebli. Als 
alle Fraktionen von SP bis SVP schon den 
Kompromiss gelobt hatten, der unter Be­
teiligung aller Interessengruppierungen in 
der Konsultativkommission Aufgabentei­
lung und Finanzausgleich (IG<AF) erarbei­
tet worden war, ergriff der irn Februar 
frisch gewãhlte SVP-Landrat das Wort. Er 
tat dies aber nicht in erster Linie als Vertre­
ter seiner Partei, sondern als Gemeinde­
prãsident von Buckten, der 700-Seelen-Ge­
meinde im Homburgertal. 

Als Erstes stellte er etwas richtig: Keines­
wegs hãtten 78 der 86 Gemeinden dem Ge­
genvorschlag in der Vernehmlassung zuge­
stimmt, wie gestern mehrfach betont wor­
den war. «Zwei Drittel der Gemeinden 
haben überhaupt keine Stellungnahme ab­
gegeben, doch dies wurde einfach als Zu-
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stimmung gerechnet.>> Dabei hãtten sie 
sich nicht geãussert, weil sie befürchteten, 
dass ihre I<ritik am Gegenvorschlag als Be­
fürwortung der Gemeindeinitiative hãtte 
verstanden werden kõnnen. Im Anschluss 
der Sitzung prãzisierte Riebli gegenüber 
der bz das Dilemma: «Für viele kleine Neh­
mergemeinden im Oberbaselbiet sind In­
itiative oder Gegenvorschlag wie Pest oder 
Cholera.>> 

Todesspirale und Egoismus 
Wobei, so gibt er zu, der Gegenvorschlag 

der Regierung dann doch etwas weniger 
schlirnm sei. Zu dessen zentralen Elemen­
ten gehõrt es nãmlich, dass die Streichung 
d er Zusatzbeitrãge über mehrere Jahre ab­
gefedert wird. Durch die weiteren Elemen­
te der Ãnderung des Finanzausgleichs­
gesetzes, wie der Senkung der Grenz­
abschõpfung bei den Gebem von 80 auf 
60 Prozent oder die Senkung des Abschõp­
fungssatzes von 17 auf 15 Prozent, sollen 
die 66 Nehmergemeinden dennoch rund 
zehn Millionen Franken pro Jahr weniger 
erhalten. 

Riebli weiss, dass er diese Verschlechte­
rung für Buckten - 2015 erhãlt die Gemein­
de 700 000 Franken über den horizonta­
len Ausgleich - nicht stoppen kann. Und er 
will auch gar keine Voll<Sabstimmung, weil 
diese die Gemeinden spalten kõnnte, wie 
er der bz sagt. Aber, so der 59-Jãhrige am 
Morgen im Rat: «Der Grundtenor im Ge­
genvorschlag stõrt mich.>> Dieser sei teil­
weise zynisch und stelle die Nehmerge­
meinden dar, als ob sie nicht effizient ar­
beiten würden. Dabei würden sie viel für 
die Agglomeration leisten. Und dann greift 
Riebli vor versammeltem Landrat zum ver-

«lnitiative oder 
Gegenvorschlag 
sind wie Pest oder 
Cholera.» 
Peter Riebli SVP-Landrat. 
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balen Zweihãnder: <<Wir wollen auch nicht, 
dass die Agglo-Gemeinden bankrott gehen, 
aber wenn ldeine Gemeinden ihre Steuem 
um über zehn Prozent erhõhen müssen, ist 
das der Start zu einer Todesspirale.>> Die 
<<egoistischen und egozentrischen Tenden­
zem> der finanzstarken Gemeinden seien 
hõchst bedenklich. 

Als Nãchstes mehr Zusammenarbeit 
Diese Aussage fand sogar Unterstützung 

im - vorgãngigen - Votum von Kathrin 
Schweizer (SP, Muttenz), die eine <<gewisse 
Entsolidarisierung>> feststellte. Finanzdi­
rektor Anton Lauber hingegen zeigte sich 
vom Ton, den Riebli anschlug, überrascht: 
<<Das war ein heftiges Votum.>> Es zeige, wie 
das Gleichgewicht wanken kõnne, wenn 
emotional statt sachlich diskutiert würde. 
Es seien eben alle gefordert, Geber wie 
Nehmer. Lauber weiss aber auch, dass die 
Diskussion um einen gerechten Finanzaus­
gleich mit der vorliegenden Teilrevision 
nicht abgeschlossen sein wird: <<Um eine 
stãrkere regionale Zusammenarbeit wer­
den die Gemeinden nicht drumrumkom­
men. Ich erlebe =zeit aber, dass gerade 
kleinere Gemeinden eher Aufgaben an den 
Kanton abschieben wollen.>> 

Nach der Sitzung kontert Riebli: <<Es gibt 
kaum Gemeinden, die so gut zusammen­
arbeiten wie wir im Oberbaselbiet. Aber 
vielleicht sollten wir erst festlegen, welche 
Aufgaben in grõsseren Gebietschaften erle­
digt werden sollen, anstatt - wie es die Re­
gierung will - schon deren Struktur festzu­
legen.>> Auch diese Frage wird das Basel­
biet noch lãnger beschãftigen. Allerdings 
im Rahmen des Gemeindestrukturengeset­
zes und nicht beirn Finanzausgleich. 

/'sammelfãcher-lnitiativen 

1;< Volk muss entscheiden, o b es Einzelfãcher schützen will 
VON MICHAEL NITTNAUS Die Kommissions-Fassung wollte 

stattdessen bloss die Kompetenz, wer 
über die Einfiihrung von Sammelfã­
chern entscheidet, dem Landrat zu­
sprechen. Dies war auch der Grund, 
weshalb Wiedemann zusãtzlich eine 
Voll<Sinitiative angekündigt hatte, die 
auf der Nennung der Einzelfãcher be­
harrte. Bestãtigt sich in zweiter Lesung 
das gestrige Bild - nur die SP setzte sich 
geschlossen für die Einführung von 
Sammelfãchern ein, andere Fraktionen 
waren gespalten oder ldar dagegen -, 
wird die Volksinitiative wohl obsolet. 

Auch Hauswirtschaft schützen? 

nõtigen Vier-Fünftel-Mehrs sicher vors 
Volk kommen wird. Allerdings weist 
Wiedemann auf einen Unterschied hin: 
In der Volksinitiative sind Hauswirt­
schaft und Wirtschaft nicht erwãhnt. 
<<Sollte sich zeigen, dass es vor dem 
Volk mehr Chancen hãtte, wenn man 
nur die fünf Stammfãcher ins Gesetz 
schreiben würde, wãre die Voll<Sinitiati­
ve besser als die nun verabschiedete.>> 

dungsraum Nordwestschweiz gesche­
he, sollten die vier Kantone unter­
schiedliche Fãcher anbieten, konnte sie 
allerdings nicht aus der Welt schaffen: 
<<Es ist ungewiss, wie sich Basel-Stadt, 
Solothurn und der Aargau verhalten.>> 
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-o- Aufsteller 
Mithilfe von o ben 
gelingt alles 

Einmal mehr hatte Alain Túscher die La­
cher auf seiner Seite. Der Neo-Bubendõr­
fer und Schlüsseldienst-Inhaber, der sich 
mit seinen Aussagen meist zwischen Ge­
nie und Wahnsinn bewegt, machte aus 
seiner Verzweiflung über di e Komplexitãt 
der Uni-Trãgerschaftsfrage keinen Hehl, 
wusste aber auch gleich einen Ausweg: 
<<Als Mitglied der EVP glaube ich eben an 
das Unmõgliche.>> Wie oft ihm der himm­
lische Beistand in seiner bisherigen Polit­
karriere zu durchschlagenden Erfolgen 
verholfen hat, bleibt Tüschers Geheirn­
nis. Das ãnderte nichts daran, dass der 
Reinacher SVP-Bildungsexperte Paul 
Wenger nachschob, dass er als Nicht­
EVP-Mitglied trotzdem an die erfolgrei­
che Ausweitung der Uni-Trãgerschaft 
glaube. 

-o- Ablõscher 
So unbekannt 
wie ein Neuling 

Armer Michi Herrmann! Seit 2010 ge­
hõrt der Gelterkinder Finanzberater 
dem Landrat an, zeichnet sich meistens 
durch staatsmãnnisch-überlegte Voten 
aus und ist als ehemaliger FDP-Kanto­
nalprãsident alles andere als ein poli­
tisch unbeschriebenes Blatt. Trotzdem 
wollte sein Name der Reinacher SVP­
Vertreterin Caroline Ma li partout nicht 
einfallen, als diese in einer Wortmel­
dung <<auf den Kollegen dort drüben>> 
verwies. Aber, aber Frau Mall! Sollten 
Sie am 18. Oktober als Geheirnfavoritin 
der SVP-Liste tatsãchlich nach Bem in 
den Nationalrat gewãhlt werden, müs­
sen Sie sich dann 199 Namen von Kolle­
ginnen und Kollegen <<dort driibem> 
merken - und nicht nur von 89. 

Neues Sozialhilfe-Gesetz 

Diskussionen, aber 
kein Urnengang 

Der Baselbieter Landrat hat in zweiter 
Lesung das teilrevidierte Sozialhilfege­
setz des Kantons definitiv verabschie­
det. Dieses sieht unter anderem vor, 
dass sich die Regierung bei der Festset­
zung von Sozialhilfe auch künftig an 
den Richtlinien der Schweizerischen 
Konferenz für Sozialhilfe (Skos) orien­
tieren l<ann. Die Skos-Ansãtze waren 
Thema gewesen in der ersten Lesung 
von Ende August. Damals verwarf das 
Parlament zwar einen SVP-Antrag, den 
Verweis auf die Skos-Richtlinien aus 
dem Gesetz zu streichen. Es schwãchte 
die Bestimmung aber ab: Die Regierung 
soi! sich künftig an den Skos-Richtlinien 
nicht mehr orientieren müssen, aber 
kõnnen. 

In der zweiten Lesung von gestem 
Donnerstag kam dieser Punkt aber 
nicht mehr zur Sprache. Ãnderungsan­
trãge von SP und Grünen zu anderen 
Bestimmungen wurden allesamt abge­
lehnt. Finanzkommissionsprãsident Ro­
man Klauser (SVP, Allschwil) kritisierte 
das Einbringen von vorher nicht ange­
kündigten Ãnderungswünschen als un­
angebrachte Manõver. Schliesslich 
hiess der Rat die Vorlage mit 61 zu 7 
Stimmen bei einer Enthaltung gut. Da 
damit das Vier-Fünftel-Mehr übertrof­
fen wurde, entfãllt die bei Gesetzen 
sonst obligatorische Volksabstimmung. 

Wann das neue Gesetz in I<raft tritt, 
muss die Baselbieter Regierung bestim­
men. Insgesamt verleiht es den Ge­
meinden mehr Mõglichkeiten zur Be­
kãmpfung von Sozialmissbrauch; etwa 
indem bei unklarem Anspruch die Sozi­
alhilfe verweigert werden kann, oder 
Sozialhilfeempfãngern, die ihren be­
hõrdlichen Pflichten nicht nachkom­
men, die Unterstützungsgelder gekürzt 
werden kõnnen. Die neue Bestimmung 
des Entzugs der Fahrzeug-Kontroll­
schilder kritisierte SP-Landrãtin Mirjam 
Würth (Frenkendorf) als im Gegensatz 
zu einem al<tuellen Bundesgerichtsur-

Er hat es wieder geschafft. Der streitba­
re Jürg Wiedemann (Griine-Unabhãngi­
ge, Birsfelden) konnte eine deutliche 
Mehrheit des Landrates auf seine Seite 
ziehen. Seine von der Bildungskommis­
sion abgeãnderte parlamentarische In­
itiative zum <<Verzicht aufkostentreiben­
de Sammelfáchen> wurde in erster Le­
sung wieder = urspriinglichen Fas­
sung umformuliert. Mit 46 J a- gegen 28 
Nein-Stimmen bei 4 Enthaltungen un­
terstützte das Plenum den Antrag, kon­
kret ins Bildungsgesetz zu schreiben, 
welche Fãcher an den Sekundarschulen 
weiter zwingend als Einzelfãcher unter­
richtet werden müssen. Es sind dies Ge­
schichte, Geografie, Physik, Biologie, 
Chemie, Hauswirtschaft und Wirtschaft. 

Gegenüber der bz bestãtigt Wiede­
mann, dass es gut sein kõnne, die 
Voll<Sinitiative fallenzulassen, da die 
parlamentarische Initiative wegen des 

In der Debatte zuvor kündigte FDP­
Bildungsdirektorin Monica Gschwind 
an, dass sie vorgesorgt habe, falls die 
vom Bildungsrat eigentlich schon be­
schlossenen Sammelfãcher nicht einge­
führt werden. Sie habe beschlossen, ei­
ne übergangsstundentafel zu erarbei­
ten, die festlegt, wie der Unterricht mit 
Einzelfãchern weitergeführt würde. Die 
Sorge von Mitte-Links, was mit dem Bil-

Weniger sicher kann sich Wiede­
mann sein, dass seine zweite parlamen­
tarische Initiative, die gestem in erster 
Lesung behandelt wurde, eine Mehr­
heit findet. Bei der Frage, ob der Land­
rat über die Einfiihrung des Lehrplans 
21 entscheiden darf, gab es Opposition 
von SP, Griinen, CVP und BDP. Eis jetzt 
liegt die Kompetenz beim Bildungsrat, 
dem Vertreter der Schulen, Parteien 
und der Wirtschaft angehõren. Dank 
SVP, FDP und GLP/Griinen-Unabhãngi­
gen kõnnte Wiedemann in zwei Wo­
chen aber auch hier wieder lachen. 

/bQ)Jl ~~s~" \\l~~ L.,_~, Jl ~ ~K 
/"'henrl- ohne Edolg. t'"NW 


